Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Europapolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag bekräftigt den Appell der Staats- und 
Regierungschefs der Mitglieds- und Beitrittsstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft vom 21. Oktober 1972, daß für Europa 
die Stunde gekommen isf, sich der Gemeinsamkeit seiner Inter- 
essen, der Fülle seiner Fähigkeiten und der Bedeutung seiner 
Pflichten klar bewußt zu werden. 

Er ist der Meinung, daß Erklärungen des guten VvTilens allein 
nicht mehr genügen, sondern jetzt zügig Taten folgen müssen. 
Mit Bedauern muß feslgestellt werden, daß das wirtschaftlich 
erstarkte Europa der Neun mit seiner großen ßevölkerungszahl 
bisher nicht zu der politischen Mitsprache und Verantwortung 
zusammengefunden hat, die ihm als Einheit im Kräftespiel der 
VVeltpolitik zukommen würde. 

Der Deutsche Bundestag hält es für dringend notwendig, eine 
gemeinsame europäische Außen-, Außenwirtschafts- und Ent- 
wicklungspolitik zu verwirklichen und die Fragen der Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik mit einzubeziehen. 

Hierzu sind alle geeigneten Instrumente der allgemeinen poli- 
tischen Zusammenarbeit in Betracht zu ziehen. Dabei ist sicher- 
zustellen, daß die Funktionen der bestehenden Organe nach 
Maßgabe der Römischen Verträge nicht beeinträchtigt werden 
und daß das Ziel die Zusammenführung mit den Institutionen 
der EG bleibt. In Fragen der Verteidigung, die für die europäi- 
sche Einigung eine wachsende Rolle spielen, könnte unter Wah- 
rung der NATO-Strukturen einschließlich der Europagroup auch 
die WEU als Instrument dienen. 

Der Deutsche Bundestag bekennt sich nachdrücklich zum atlan- 
tischen Bündnis und unterstreicht erneut die große Bedeutung 
einer engen und partnerschaftlichen Zusammenarbeit Europas 
mit den Vereinigten Staaten. 

In der gegenwärtigen Lage ist es besonders vordringlich, daß 
sich die Mitgliedstaaten der EG unverzüglich auf eine gemein- 
same Energiepolitik einigen. 
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Nach innen muß die Europäische Gemeinschaft einen höheren 
Grad demokratischer Gesetzgebung und Kontrolle verwirk- 
lichen. Deshalb wird die Bundesregierung aufgefordert, Initia- 
tiven zur Stärkung der haushaltsrechtlichen und legislativen 
Befugnisse des Europäischen Parlaments zu ergreifen. 

Sie sollte dem Rat der Europäischen Gemeinschaften ohne Ver- 
zug Vorschläge zur wirksamen Beschleunigung des Beschlußfas- 
sungsverfahrens unterbreiten, um die große Zahl unerledigter 
Vorschläge der Kommission zu verabschieden. 

Im Interesse eines immer engeren Zusammenschlusses und 
europäischen Bewußtseins der Völker ist dem Ausbau einer 
gemeinschaftlichen Sozialpolitik besonderer Nachdruck zu ver- 
leihen. 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, alle Möglichkeiten 
des Artikels 235 des EWG- Vertrages auszuschöpfen, um der 
Europäischen Gemeinschaft die erforderlichen Befugnisse auch 
in Bereichen zu übertragen, die noch nicht durch die Römischen 
Verträge erfaßt sind. 


Bonn, den 5. Dezember 1973 


Carstens, Stückten und Fraktion 



